Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Mtr. 126. — 


Nr. 6946.) Geſetz, betreffend die Stempelſteuer von Spielkarten. Vom 23. Dezember 1867. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 
5 8 


Die von Spielkarten zu entrichtende Stempelſteuer beträgt 
a) 8 Sgr. (28 Kreuzer) für das Spiel Tarokkarten und Franzöſiſche Karten 
von mehr als 32 Blättern, Se | 
b) 3 Sgr. (103 Kreuzer) für das Spiel Fe ele Karten von 32 oder 
weniger Blättern (Piquetkarten), Deutſche Karten und Traplierkarten, 


und wird zur Staatskaſſe erhoben. 


„ 

Gegen Entrichtung der im F. 1. beſtimmten Steuer erfolgt die Stempe⸗ 

lung der Frazöſicchen und Deutſchen Karten auf dem Coeur-Aß, der übrigen 

Karten auf dem von dem Finanzminiſter zu bezeichnenden Blatte. Der Karten⸗ 

ſtempel enthält unter dem Adler die Angabe des Steuerbetrages, ſowie das 
Zeichen der Steuerbehörde, bei welcher die Stempelung verrichtet iſt. 


§. 3. 
Die Einfuhr von Spielkarten in Unſere Staaten iſt erlaubt. 


i F. 4. 
Alle in Unſere Staaten zum Verbleibe daſelbſt eingehende Spielkarten 
unterliegen derſelben Stempelſteuer, wie die im Inlande verfertigten, die vom 
Zollvereins⸗Auslande eingeführten Spielkarten außerdem der tarifmäßigen Ein⸗ 
gangsabgabe. BB a : 
Jahrgang 1867. (Nr. 6946. 252 $. 5. 


Ausgegeben zu Berlin den 24. Dezember 1867. 


F. 5. n ö 
| Wer Spielkarten in Unſere Staaten einbringt, oder ungeftempelte Spiel 
karten daſelbſt empfängt, iſt verpflichtet, dieſelben nach Gattung und Meng 
mit der Angabe, ob fie zum Verbleibe im Inlande oder zur Durchfuhr beſtimmt 
ſind, beim Eingange beziehungsweiſe Empfange der Steuerbehörde anzumelden 
und nach deren Anweiſung die zum Verbleibe im Inlande beſtimmten Spiel 
karten zur Stempelung gegen N geſetzlichen Stempelſteuer vorzulegen. 
Die näheren Anordnungen in 
der Karten zur Stempelung werden von dem Finanzminiſter erlaſſen. 


$. 6. 


Die Fabrikation von Spielkarten darf nur mit beſonderer Erlaubniß des 
Finanzminiſters und in den von demſelben genehmigten Räumen betrieben wer⸗ 
den. Die Genehmigung zu einer neuen Spielkartenfabrik wird nur in dem 
Falle ertheilt, wenn N N i 

1) dieſelbe in einem Orte, woſelbſt ſich eine zur Wahrnehmung der ſteuer 
lichen Aufſicht geeignete Steuerbehörde befindet, angelegt werden, un 
die zu einem fabrikmäßigen Betriebe, ſowie zu einer angemeſſenen Au 
ſicht und Kontrole erforderliche Einrichtung erhalten fol; 

2) eine auf 3000 bis 5000 Rthlr. zu beſtimmende und nach ertheilte 

Konzeſſion ſofort zu beſtellende Kaution angeboten wird. 2 

Die Fabrikanlage muß ſpäteſtens binnen 3 Jahren, von dem Zeitpunkt 
der Genehmigung an gerechnet, vollendet werden, widrigenfalls die letztere ihr 
Gültigkeit verliert. ne 

5 F 


. 


Die Vorſchriften im §. 6. finden auf den Fortbetrieb der bereits beſtehen⸗ 
den Kartenfabriken in den bisher benutzten Räumen keine Anwendung. Au 
ſind erſt die Beſitznachfolger der gegenwärtigen Inhaber der Fabriken bei Verlu 
des Fabrikationsrechtes zu einer Kautionsſtellung von 3000 bis 5000 Thaler 
(F. 6. zu 2.) verpflichtet. N a 5 


ES . 8 
Sämmtliche Kartenfabrikanten ſtehen unter ſteuerlicher Kontrole und un⸗ 
terliegen den ſteuerlichen Reviſionen. = 


. a 8 

Was hinſichtlich der Fabrikeinrichtung, der Fabrikation, Stempelung, Auf 

bewahrung und Verſendung von Spielkarten, ſowie hinſichtlich der Buchführung / 
der bei der Steuerbehörde zu machenden Meldungen und des Einzelverkaufs d 
Spielkarten von den Inhabern der Spielkartenfabriken zu beobachten iſt, wi 
durch ein von dem Finanzminiſter zu erlaſſendes Regulativ eee 37 


etreff der Anmeldung und Vorlegung 4 


$. 10. RE 
Rs Für die Abführung der Steuern können angemeſſene Friſten gegen Sicher⸗ 
heitsſtellung bewilligt werden. 
Steuer⸗Erlaß oder Erſatz kann nur von dem Finanzminiſter und zwar für 
inländiſche Karten nur in dem Falle gewährt werden, wenn geſtempelte Karten⸗ 
ſpiele bei der Verpackung oder Aufbewahrung in den dazu beſtimmten Fabrik⸗ 
räumen durch einen unverſchuldeten Zufall zum Gebrauche untauglich geworden 

find, und das Ereigniß binnen 24 Stunden unter Einlieferung der verdorbenen 
uneröffneten Kartenſpiele, ſofern dieſelben durch den Zufall nicht ganz verloren 
gegangen, der Steuerbehörde angezeigt wird. 

all | 

Dier Detailhandel mit Spielkarten, welche nach den Beſtimmungen in 
. 1. und 2. geſtempelt find, unterliegt, unbeſchadet der in F. 9. bezüglich der 
Spielkartenfabrikanten getroffenen Beſtimmung, nur den allgemeinen gewerbe⸗ 


polizeilichen und gewerbeſteuerlichen Vorſchriften; eine beſondere Genehmigung iſt 
dazu nicht erforderlich. f 


$. 12. 


5 Karten, welche nicht mit dem nach dieſem Geſetze erforderlichen Stempel 
verſehen find, werden, wo ſie ſich vorfinden, konfiszirt. 8 ö 
3 Wer ungeſtempelte Karten feilhält, veräußert, vertheilt, m Gewahrſam hat, 
oder damit ſpielt, verfällt für jedes Spiel in eine Strafe von 10 Thalern. — Gaſt⸗ 
wirthe, Kaffeeſchänker und andere Perſonen, welche Gäſte halten, haben dieſelbe 
Strafe verwirkt, wenn in ihren Wohnungen oder Lokalen mit ungeſtempelten 
Karten geſpielt worden iſt, und ſie nicht nachweiſen können, daß dies ohne ihr 
Wiſſen geſchehen fei. i | 


§. 13. 


x Die Nichterfüllung einer der nach §. 5. dem Einbringer beziehungsweiſe 
Empfänger vom Auslande eingehender Spielkarten obliegenden Verpflichtungen 
wird mit der im F. 12. beſtimmten Strafe geahndet. Kann jedoch der Ange 
ſchuldigte vollſtändig nachweiſen, daß er die Stempelſteuer nicht habe hinter⸗ 
ziehen können oder wollen, ſo findet nur eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 
10 Thalern ſtatt. i 


$. 14. 


. Wenn eine Perſon, welche den Handel mit Spielkarten betreibt, unge⸗ 
= u Karten feilhält, veräußert, oder in Gewahrſam hat, oder die 
dem Einbringer beziehungsweiſe Empfänger vom Auslande eingehender Karten 
nach F. 5. obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt, ſo ſoll gegen dieſelbe die 
nach §§. 12. oder 13. verwirkte Strafe in keinem Falle auf einen geringeren 
Betrag als 200 Thaler Geldbuße feſtgeſetzt werden, ſoweit nicht nach §. 13. eine 
bloße Ordnungsſtrafe einzutreten hat. 2 
6) 252* $. 15. 


r 


$. 15. 


Wer ohne vorgängige Genehmigung des Finanzminiſters Spielkarten zu 
verfertigen unternimmt ($. 6.), oder nach erhaltener Erlaubniß vor erfolgter 
Anzeige bei der Steuerbehörde mit der Fabrikation beginnt, verfällt neben Kon: 
fisfation der Geräthe, Materialien und bereits verfertigten oder in der Anferti⸗ 
ung begriffenen Spielkarten in eine Geldſtrafe von 500 Thalern. Für jedes 

piel, das über 50 bereis verfertigt iſt, wird die Geldſtrafe um 10 Rihlr. 


$. 16. 
Wird die Fabrikation von Karten in anderen, als den dazu angeſagten 


verſchärft. 


Räumen vorgenommen, fo tritt dieſelbe Geldſtrafe (F. 15.) nebſt Konfiskakion 
der in den unangeſagten Räumen befindlichen Geräthe, Materialien und gefertigten 


oder in der Anfertigung begriffenen Karten ein. 


$. 17. 


$. 19. 


Die Entfernung überzählige Karten aus der Fabrik, oder der Ausſchuß 
blätter, bevor letztere nach Vorſchrift des Regulativs ($. 9.) unbrauchbar gemacht 
worden ſind, iſt, ſofern nicht nach dem Vorſtehenden eine höhere Strafe eintrit , 
mit einer Geldbuße von 10 bis 50 Thalern zu belegen. f a 


$. 20. 

Zuwiderhandlungen gegen die nach $. 5. und $. 9. von dem Finanz 
miniſter zu erlaſſenden Vorſchriften, worauf keine beſondere Strafe in dale 8 
Geſetze angeordnet iſt, ziehen eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 10 Thalern 
nach ſich. N Rt : 2 f 


40 


$. 21. 
Den Geldſtrafen ift für den Fall, daß der Verpflichtete dieſelben zu ent- 
richten unvermögend ſein ſollte, eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe zu ſub⸗ 
ſtituiren. 
85 22. 
Denunzianten erhalten keinen Antheil an den Geldſtrafen. 


$. 23. 


Hinſichtlich des adminiſtrativen und gerichtlichen Strafverfahrens wegen 
der Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz und hinſichtlich der ſubſidiariſchen 
Vertretungsverbindlichkeit dritter Perſonen kommen dieſelben Vorſchriften zur 
Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren und die Haftung dritter Perſonen 
wegen Zollvergehen beſtimmt. a 


$. 24. 


In Betreff der Hausſuchungen und der Verpflichtung zur Hülfsleiſtung, 
ſowie in ent. der Beſtechung von Steuerbeamten und der Widerſetzlichkeit 
gegen dieſelben ſind die hierüber in den Geſetzen 1 Beſteuerung des Brau⸗ 
malzes enthaltenen Beſtimmungen — $$. 54. 55. 88. 89. der Steuerordnung 
vom 8. Februar 1819. (Gefek-Samml. S. 102.), $$. 18. 19. 36. 37. der Ver⸗ 
ordnung vom 11. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 652.), $$. 17. 18. 33. 34. 
des Geſetzes vom 17. Mai 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 445.) — innerhalb des 
Geltungsbereiches derſelben anzuwenden. 


$. 25. 


Die in den $$. 11— 13. der Verordnung vom 4. Juli d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1057.) enthaltenen Uebergangs-Beſtimmungen wegen der Anmel⸗ 
dung, der Nachverſteuerung und des Gebrauches vorräthiger ungeſtempelter oder 
nach den bisherigen Geſetzen geſtempelter Spielkarten bleiben in Kraft und 
erlangen mit dieſem Geſetze auch in den Heß dcn Landen und im 
Jadegebiet mit der Maaßgabe Geſetzeskraft, daß an die Stelle des in $$. 11. 
188814 a. a. O, auf den 1. Auguſt d. J. beſtimmten Zeitpunktes der 1. Januar 
68. tritt. 

FE Was in den $$. 12. und 14. dieſes Geſetzes von ungeſtempelten Karten 
verordnet iſt, findet in allen Landestheilen, wo die e Uebergangs⸗ 
Beſtimmungen gelten, auch hinſichtlich der nach früher daſelbſt gültigen Geſetzen 
Bellempelten Karten Anwendung, wenn die erforderliche anderweite Stempelung 
eerſelben nicht ſtattgefunden hat. 


F. 26. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1868. in Kraft. Von demſelben 


Zeitpunkte ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche über die Stempelſteuer 
(Nr. 69466947.) ; von 


von Spielkarten in der Monarchie beſtehen — mit der im F. 25. beftimmten 
Ausnahme — aufgehoben. 


Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


. , alchundlg unter Unferer Höchfteigenhänbigen Untaſchuit und beigedrucem 
öniglichen Juſegel 


Gegeben Berlin, den 23. Dezember 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Noon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. N 


(Nr. 6947.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. November 1867., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Höxter, Regierungsbezirk Minden, 
bezüglich des Baues der Chauſſeen: 1) von Höxter über Albaxen und 
Stahle bis zur Grenze der Provinz Hannover in der Richtung auf Heinſen 
nebſt einer Zweigſtraße von Stahle zur Holzmindener Fähre, 2) von Bra- 
kel über Erkeln und Titelſen zur Roggenthalsmühle auf Beverungen, und 
3) von Brakel über Bellerſen, Appenburg, Bredenborn, Sommerſell und 
Born bis zur Grenze des Fürſtenthums Lippe-Detmold in der Richtung 
auf Schwalenburg. z 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
Chauſſeen im Kreiſe Höxter, Regierungsbezirk Minden: 1) von Höxter über 
Albaxen und Stahle bis zur Grenze der Provinz Hannover in der Richtung auf 
Bin en nebſt einer Zweigſtraße von Stahle zur Holzmindener Fähre, 2) von 
rakel über Erkeln und Titelſen zur Roggenthalsnzhe auf Beverungen, und 
3) von Brakel über Bellerſen, Appenburg, Bredenborn, Sommerſell und Born 
bis zur Grenze des Fürſtenthums Lippe⸗Detmold in der Richtung auf Schwalen⸗ 
berg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Höxter das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. 
Zugleich will Ich dem be e Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſseegelbes 4 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffer- 
5 geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Borjeheifien 

S wie 


5 
* 


e 


wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 55 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 5 


gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 


öffentlichen. 


* 8 


Cr. 6948.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. Dezember 1867., betreffend die Genehmigung von 


geſtellten Zuſätze zu dem Reglement der landſchaftlichen Feuer⸗Verſicherungsgeſell⸗ 


An den Miniſter des Innern. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 


| Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. November 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


= 


Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Zuſätzen zu dem Reglement der landſchaftlichen Feuer⸗Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft für Weſtpreußen. 


Auf Ihren Bericht vom 4. d. M. will Ich die nach dem Beſchluſſe des dies⸗ 
ährigen Generallandtages der Weſtpreußiſchen Landſchaft in der Anlage zuſammen⸗ 


ſchaft de conf. 16. Februar 1863. (Geſetz Samml. S. 85. ff.) hierdurch 
genehmigen. 
Dieſer Erlaß und die Zuſätze find durch die Geſetz-Sammlung zu ver- 
Berlin, den 7. Dezember 1867. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 69476948) 


f a b 
zu dem 


mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 16. Februar 1863. geneh⸗ 

migten Reglement der landſchaftlichen Feuer Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft fuͤr Weſtpreußen. 

(Geſetz-Sammlung Seite 85. ff.) 


1. Zum F. 26. 


Dieſe Vorſchrift findet ihre volle Anwendung nur auf ſolche Mitglieder 
deren Güter bepfandbrieft ſind. Mitglieder, deren Güter nicht bepfandbrieft ſind 
können auf den motivirten Antrag der Provinzialdirektion — ohne vorherige 
Vernehmung des Beſchuldigten oder Feſtſtellung eines der in dem §. 26. erwähnten 
Ausſchließungsgründe — durch die Generaldirektion unter Zuziehung zweier be 
der Sozietät verſicherten Landſchaftsbeamten, welchen dabei ein volles Votum 
zuſteht, in dem Falle aber, daß die u in zwei auf einander folgenden Jahren 
nur im Wege der Exekution bezahlt worden find, durch die Provinzialdirektion 
ausgeſchloſſen werden. a 

2. Zum F. 30. 

Der F. 30. wird dahin abgeändert: 

Ermäßigungen und Kündigungen laufender Verſicherungen ſtehen den 
Verſicherten vierteljährlich zu. Wenn ſie aber nicht ſpäteſtens am 30. März, 
29. Juni, 29. September und 30. Dezember angezeigt worden find, ſo 
bleibt die Verſicherung noch für ein Vierteljahr beſtehen. 45 


3. Zum $. 60. 


Die Spritzen, Waſſerwagen und Sun des Orts, an welchem das Feuer 
ſtattgefunden, werden hierbei in der Regel nicht berückfichtigt. ; 

Es können ferner Prämien, die jedoch in der Regel die Summe von 
15 Thaler nicht überſteigen dürfen, an ſolche Perſonen gezahlt werden, welche 
erweislich ſich um die Löſchung des Feuers verdient gemacht haben. 5 


—— —ͤ—õ 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


